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Johann Peter Vogel
Schulrecht aus der Sicht guter Schulen - Gute Schulen
aus der Sicht des Schulrechts
Als Jurist unter Pädagogen sehe ich in diesem Symposion eine Aufgabe darin, der Frage
nachzugehen, welche Kriterien eine Schulverfassung zu erfüllen hätte, die guten
Schulen ein möghchst großes Maß an Entfaltung gewährt. Vielleicht ist dies eine typisch
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juristische Fragestellung; ich könnte mir vorstellen, daß mir Kollegiumsmitglieder guter
Schulen oder gute Lehrer zunächst einmal antworten: Die Frage der Schulverfassung ist
sekundär; Schule ist so gut wie ihre Lehrer. Oder mit anderen Worten: Zweifellos gibt
es derzeit gute Schulen in der Bundesrepublik, unser Schulrecht scheint also gute
Schulen nicht zu behindern. Als Jurist kenne ich dann allerdings auch die Klagen über
mangelnde pädagogische Freiheit, über die Verrechtlichung der Schule, über vielfältige
Gängelung von Schulen und Lehrern, mindestens über vermutete Gängelung. Sind das
dann die schlechten Schulen, die schlechten Lehrer, die so klagen? Wären sie besser,
wenn es ein besseres Schulrecht gäbe? Vielleicht können wir uns auf folgende These
einigen: Eine weniger geeignete Schulverfassung vermag gute Schule möglicherweise
nicht zu verhindern - dazu sind die Lernprozesse in der Schule zu individuell und
schlicht zu zahlreich -, sie kann sie aber behindern, so daß Schulen und Lehrer ihre
Qualitäten nur partiell freisetzen können. Wirtschaftsunternehmen z.B. können auch
in einer Planwirtschaft florieren, wenn sie sich entsprechend anpassen; Raum zu
flexibler und angemessener Entfaltung läßt aber erst eine freie Marktwirtschaft.
Unabhängig also von der Frage, ob die Schulen im bestehenden Schulsystem der
Bundesrepublik ihre Möglichkeiten ausgereizt haben, möchte ich der Frage nachgehen,
welche Kriterien wir unserer Verfassung, dem Grundgesetz, zur Frage nach guten
Schulen entnehmen können und wie eine Verfassung des Schulwesens aussehen sollte,
damit gute Schulen sich entfalten können. Diese beiden Problemkreise möchte ich in
gebotener Kürze hintereinander umreißen.
/.
Zum Thema Schule äußert sich das Grundgesetz - im Gegensatz etwa zur Weimarer
Verfassung - nur sehr knapp. Sehen wir vom Religionsunterricht ab, so erfahren wir in
Art. 7 lediglich, daß das gesamte Schulwesen unter staatlicher Aufsicht steht und daß
private Schulen unter bestimmten Umständen gegründet und betrieben werden dürfen.
Die meisten Landesverfassungen äußern sich dann etwas mehr hinsichtlich der Ziele
und Inhalte von Schule: In unterschiedlichen Varianten soll Erziehung erfolgen, z.B.
zur Ehrfurcht vor Gott oder zur Gottesfurcht, zur Toleranz gegenüber Andersdenken¬
den, zu christlichen, humanistischen, abendländischen und sozialistischen Werten, zur
Liebe zur Heimat, zu guten Staatsbürgern u.a. mehr.1
Uns interessieren hier aber weniger Zielsetzungen oder Inhalte von Schule, sondern in
erster Linie die Qualität des Prozesses, mit dem die unterschiedlichen Ziele angestrebt,
die unterschiedlichen Inhalte vermittelt werden, die Art und Weise, wie Lehrer mit
Schülern, Leiter mit Lehrern, Schulverwaltung mit Schule und Schulen mit Eltern
umgehen. Diese Qualität ist unabhängig von den unterschiedlichen Zielen; eine
länderübergreifende Aussage erscheint möglich. Ausdrücklich findet sich freilich im
Grundgesetz auch dazu keine Bestimmung. Aber unsere Verfassung ist ja nicht eine
Aneinanderreihung isolierter Artikel, sondern ein System, in dem die einzelnen Artikel
in einem Gesamtzusammenhang eingebettet sind. So enthält das Grundgesetz die
Feststellung, daß die Bundesrepublik ein demokratischer und sozialer Staat ist (Art. 19
(1)) und bestimmt damit, daß auch die öffentlichen Institutionen, also auch die Schulen,
demokratisch und sozial verfaßt sein sollen. Von den Bürgern dieses Staates hat das
Grundgesetz ein bestimmtes Bild: ihre Würde ist „unantastbar" (Art. 1 (1)), sie haben
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das Recht auf freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit (Art. 2 (1)), auf Leben und
körperliche Unversehrtheit (Art. 2 (2)), ihre Freiheit ist unverletzlich (Art. 2 (2)).
Geschlecht, Abstammung, Rasse, Sprache, Heimat, Glauben sowie politische und
religiöse Anschauungen sind Grundwederzur Privilegierung nochzur Diskriminierung
(Art. 3 (3)).
Schon diese ersten Bestimmungen des Grundgesetzes vermitteln das Bild individuell
unterschiedlicher, selbstbewußter Staatsbürger, die Verantwortung tragen zugleich für
ihre Mitmenschen und die staatliche Gemeinschaft. In dieses Menschenbild ist Schule
eingebettet, zu ihm und zur Wahrnehmung der Grundrechte soll der junge Mensch
entfaltet werden von Menschen und Institutionen, die diesem Bild entsprechen. Gute
Schule im Sinne unserer Verfassung ist mithin diejenige, die optimal auf die Vielfalt
individueller Entwicklungen eingehen und sie entfalten kann zu sozialverantwortlichem
Umgang mit Rechten und Pflichten, die unsere freiheitlich demokratische Grundord¬
nung vorsieht.
Diese Beschreibung ist nicht neu, sie entspricht der herrschenden Auffassung. Da sie
sich auf die Verfassung stützt, ist sie eine stabile Basis für die weitergehende Frage,
welche Schulverfassung für eine solche Schule die geeignetste wäre.
//.
An der Verfassung unseres Schulwesens wird, wie ich bereits andeutete, erhebliche
Kritik geübt.2 Angesichts der zeitlichen Beschränkung dieses Vortrags möchte ich mich
mit der Kritik im einzelnen nicht auseinandersetzen. Vielmehr mache ich den Versuch,
genauso wie im Falle der Frage nach der guten Schule das Grundgesetz auf seine
Hinweise für eine der freiheitlich demokratischen Grundordnung im besonderen Maße
entsprechende Schulwesenverfassung zu prüfen.
1. Wieder erscheint Art. 7 GG wenig ergiebig, und auch die Landesverfassungen bieten
wenig zum Grundsätzlichen der Schulverfassung und -Organisation, abgesehen von der
Feststellung, daß der Staat das gesamte Schulwesen beaufsichtigt. Wie das Schulwesen
organisiert ist, findet sich erst in den Landesgesetzen. Immerhin bieten Verfassungen
hier und da die Feststellung, daß das Schulwesen entsprechend dem Recht des
einzelnen auf eine seinen Begabungen und Neigungen antwortende Erziehung und
Bildung zu gestalten sei. Wichtig ist den Landesverfassungen die allgemeine Schul¬
pflicht und die Unentgeltlichkeit jedenfalls der staatlichen Schule.
Auffällig sowohl hinsichtlich der Nachdrücklichkeit der grundrechtlichen Absicherung
als auch hinsichtlich des Umfangs der Bestimmung ist die Regelung bezüglich der
Privatschulen im 4. Absatz des Art. 7 GG. Errichtung und Betrieb privater Schulen
werden, wie es hervorhebend heißt, „gewährleistet". Schulen, die staatliche Schulen
ersetzen, müssen in ihren Zielen, ihren Einrichtungen und in der Ausbildung ihrer
Lehrer das gleiche Niveau wie staatliche Schulen haben; sie müssen außerdem ohne
Rücksicht auf die finanziellen Verhältnisse der Eltern allgemein zugänglich sein;
schließlich müssen die Lehrer rechtlich und wirtschaftlich „genügend gesichert" sein.
Hier findet sich also, zunächst beschränkt auf den quantitativ geringfügigen Bereich der
Schulen in freier Trägerschaft, eine nähere Umschreibung von Schule, ein Schulver-
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fassungsmodeU: Ein Ensemble von autonomen Schulen, dem das Prinzip des gleichen
Niveaus zugrunde liegt. Maßstab des gleichen Niveaus ist die in der entsprechenden
staatlichen Schule konkretisierte staatliche Vorgabe. Kontrolhert wird die Einhaltung
des Maßstabs von der in Art. 7 (1) GG vorgesehenen staatlichen Schulaufsicht, und
zwar in drei entscheidenden Eckpunkten von Schule: im Ziel, in den Einrichtungen und
in der Ausbildung der Lehrkräfte. Der Weg zum Ziel in seinen Inhalten und Methoden
bleibt den freien Schulträgern überlassen.
Dieses SchulverfassungsmodeU unterscheidet sich in mindestens drei Punkten von der
Schulwesenverfassung der staatlichen Schulen, wie sie uns in der Ausgestaltung der
Landesgesetze entgegentritt.
a) Auch diejenigen Privatschulen, die den staatlichen Schulen am nächsten sind, die
sogenannten Ersatzschulen, haben, verglichen mit staatlichen Schulen, einen
erheblichen Bereich, den sie selbst bestimmen. Dies trifft nicht nur auf ihre
autonome Trägerschaft zu, auf ihre Organisation, Finanzierung, Lehrerrekrutierung
und Schüleraufnahme, sondern auch auf die Unterrichtsinhalte und -methoden.
b) Die staatliche Schulaufsicht, hinsichtlich der staatlichen Schulen in den drei
Bereichen der Fachaufsicht, Rechtsaufsicht und Dienstaufsicht stark ausgebaut3,
beschränkt sich selbst bei Ersatzschulen auf die Prüfung des gleichen Niveaus in den
drei Eckpunkten Lehrziele, Einrichtungen und Lehrerqualifikation, also auf die
Rechtsaufsicht in bestimmten Punkten.
c) Grundfall der Finanzierung von Privatschulen ist die Erhebung von Schulgeld,
während die staatliche Schule von den Trägern wirtschaftlich vorgehalten wird.
So erscheint das SchulverfassungsmodeU der Schulen in freier Trägerschaft, mindestens
was die Selbstbestimmung betrifft, wie eine Privilegierung - eine Privilegierung
übrigens, die in der Verwaltungswirklichkeit weder stets von den Schulen in freier
Trägerschaft ausgeschöpft, noch von den Schulverwaltungen, die notwendigerweise in
erster Linie Verwaltungen staatlicher Schulen sind, immer respektiert wird. Eine
Ausnahmeregelung, die für die Schulen von lediglich 5% aller Schüler beschränkt ist
und anscheinend keine über das Privatschulwesen hinausgehende Modellwirkung
hat.
Dies ist keineswegs selbstverständlich. Denn die Bestimmungen des Art. 7 Abs. 4 GG
spiegeln, gerade weil das Grundgesetz die staatliche Schule nur sehr lakonisch
behandelt, Grundsätze wider, die für das gesamte Schulwesen Gültigkeit haben. So
bezeichnet etwa die Anknüpfung des Niveaus der sogenannten Ersatzschulen an
vergleichbare staatliche Schulen eine Aufgabenzuweisung an Parlament und Schulver¬
waltung, Lehrziele, Einrichtungskriterien und Kriterien der Lehrerqualifikation für das
Schulwesen generell zu formulieren und festzulegen. - Weiter weist die Forderung an
die Privatschulen, keine Sonderung der Schüler nach ihren Besitzverhältnissen
vorzunehmen, darauf hin, daß Schulen generell ohne Rücksicht auf die finanziellen
Verhältnisse zugänglich sein sollen. Das Bundesverfassungsgericht hat diesen Gedan¬
ken im letzten Jahr noch einmal ausdrücklich hervorgehoben.4 - Schließlich hat das
Bundesverfassungsgericht5 noch auf ein weiteres Prinzip hingewiesen, daß sich in der
Errichtungsgarantie für die Privatschulen niederschlägt: Das Prinzip der Vielfalt im
Schulwesen. Lassen Sie mich dazu einige Passagen aus Urteilen des Bundesverfas¬
sungsgerichts zitieren:
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Die Privatschulgarantie „bedeutet die Absage an ein staatliches Schulmonopol und ist zugleich
eine Wertentscheidung, die eine Benachteiligung gleichwertiger Ersatzschulen allein wegen ihrer
andersartigen Erziehungsformen und -inhalte verbietet. Dieses Offensein des Staates für die
Vielfalt der Formen und Inhalte, in denen Schule sich darstellen kann, entspricht den
WertvorsteUungen der freiheithch demokratischen Grundordnung, die sich zur Würde des
Menschen und zur religiösen und weltanschauhchen Neutralität bekennt."6 „Die Privatschulfrei-
heit ist im Blick auf das Bekenntnis des Grundgesetzes zur Würde des Menschen (Art. 1 Absatz 1
GG), zur Entfaltung der Persönhchkeit in Freiheit und Selbstverantwortlichkeit (Art. 2 GG), zur
Religions- und Gewissensfreiheit (Art. 4 GG), zur reügiösen und weltanschaulichen Neutralität
des Staates und zum natürüchen Elternrecht (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG) zu würdigen. Diesen
Prinzipien entspricht der Staat des Grundgesetzes, der für die Vielfalt der Erziehungsziele und
Bildungsinhalte und für das Bedürfnis seiner Bürger offen sein soll, in der ihnen gemäßen Form die
eigene Persönlichkeit und die ihrer Kinder im Erziehungsbereich der Schule zu entfalten. Dem
trägt er auch mit der verfassungsverbürgten Institution Privatschule durch Art. 7 Abs. 4 Satz 1 GG
Rechnung. Der Staat darf sich aber nicht darauf zurückziehen, die Tätigkeiten der privaten
Ersatzschulen lediglich zuzulassen. Vielmehr muß er ihnen die Möghchkeit geben, sich ihrer
Eigenart entsprechend zu verwirklichen. Ohne Selbstbestimmung im schulischen Wirkungsbe¬
reich bleibt das Recht zur Errichtung von privaten Ersatzschulen inhaltslos. Der Staat muß den
schulischen Pluralismus auch gegen sich selbst... garantieren."7
Das hier entwickelte Prinzip der Vielfalt im Schulwesen bezieht sich offensichtlich mcht
nur auf die letztlich marginale Unterschiedlichkeit der Schulträgerschaft, sie zielt
weiter. Dafür spricht nicht nur, daß auch die Inhalte von Schule ausdrücküch in Art. 7
Abs. 4 GG einbezogen sind; Schulen in freier Trägerschaft sollen nicht Abziehbilder,
„Blaupausen" staatlicher Schulen sein, sondern vielfältige Inhalte präsentieren, wobei
die Grenzen vom gleichen Niveau in den Schuleckpunkten gezogen sind. Daß sich das
Prinzip der Vielfalt auch auf die Inhalte bezieht und darüber hinaus über den Bereich
der Privatschulen hinausweist, ergibt sich auch aus der Verankerung der Schulvielfalt in
unserer pluralistischen Gesellschaft. Ein in der freiheitlich demokratischen Grundord¬
nung so nachdrücklich verankertes Prinzip kann nicht nur für den kleinen Bereich der
Schulen in freier Trägerschaft gelten; es ist ein Prinzip allen Schulehaltens im Rahmen
unserer Verfassung.
2. Wenn unserer Verfassung die Vorstellung von einem vielfältigen Schulwesen
innewohnt, dann bedeutet dies, daß Landesgesetzgeber und Schulverwaltungen die
Pflicht haben, ein vielfältiges Schulwesen auch zu verwirklichen. Ist dies mit der
Struktur, die unser Schulwesen hat, möglich? Nach der vielfältigen Kritik, die an ihr
geäußert wird8, sind Zweifel erlaubt. Von daher erhält das Verfassungsprinzip der
Schulvielfalt eine brisante Dimension. Im folgenden möchte ich zwei Konsequenzen
näher darstellen.
a) Schulvielfalt bedarf, wenn sie Antwort auf individuelle Bildungsansprüche sein soll,
eines Mindestmaßes an Autonomie der Einzelschule, damit diese eben den Spielraum
gewinnt, der erforderlich ist, um auf die Bildungsansprüche des einzelnen eingehen zu
können. Eine Verstärkung der Autonomie der Einzelschule setzt stets eine Verringe¬
rung der umfassenden staatlichen Schulaufsicht voraus. Verringert werden soll dabei
nicht Initiative und Beratung durch die Schulverwaltung, sondern die Weisungsbefug¬
nis. Damit stoßen wir auf einen neuralgischen Punkt - vielleicht auf den neuralgischen
Punkt der bestehenden Verfassung des Schulwesens. Am Bestehen des Systems sind
offenbar alle Beteiligten, vielleicht aus unterschiedhchen und vielleicht nicht immer aus
der Sache angemessenen Gründen interessiert. Nicht nur hat sich in der weiteren
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Vergangenheit das im 19. Jahrhundert gebildete SchulverfassungsmodeU gegen die
zunehmend sich liberahsierenden Schulbestimmungen in den Staatsverfassungen
durchsetzen können, hat die Verwaltungswirklichkeit den Verfassungswillen immer
wieder unterlaufen9; auch in jüngster Zeit haben sich Reformbemühungen genau an
diesem Punkt gebrochen. So empfahl die Bildungskommission des Deutschen Bil¬
dungsrats 1973 eine „verstärkte Selbständigkeit der Schule" bei gleichzeitiger Rück¬
nahme der Schulaufsicht; die Bildungskommission ging davon aus, daß nur eine
offenere Form der Schulaufsicht10 der komplexen und differenzierten Landschaft des im
Strukturplan entworfenen Schulwesens, insbesondere der „Partizipation der Lehrer,
Schüler und Eltern" an den Entscheidungen in der Schule gerecht werden könne. Der
Bildungsrat wurde kurz darauf aufgelöst, und es fällt schwer, sich des Verdachtes zu
enthalten, daß eben diese vorgeschlagene Reduktion der Schulverwaltung der Grund
für die Auflösung gewesen sei. 1981 erschien der „Entwurf für ein Landesschulgesetz"
der Kommission Schulrecht des Deutschen Juristentags.11 Auch hier ist ein wesentlicher
Punkt die Eingrenzung der traditionellen Schulaufsicht, diesmal mit der Begründung,
daß nur so der pädagogischen Freiheit des Lehrers ein angemessenerer Spielraum
gewährt werden könne. Trotz vielfältiger Novellierung der Schulgesetze in den letzten 7
Jahren sind diese Anregungen nicht übernommen worden.12
Mögen diese Ansätze auch zunächst Literatur geblieben sein, so sind sie als gedachte
Alternativen doch präsent. Das Verfassungsprinzip der Schulvielfalt führt erneut in die
gleiche Richtung. Ich sagte bereits, daß dieses Verfassungsprinzip vom Bundesverfas¬
sungsgericht abgeleitet wurde aus dem Grundrecht auf Errichtung von Privatschulen.
Und ich führte bereits aus, daß die Privatschulbestimmungen des Grundgesetzes ein
SchulverfassungsmodeU beschreiben, in dem den autonomen Schulen in freier Träger¬
schaft eine Schulaufsicht gegenübersteht, die auf die Rechtsaufsicht in den drei
Eckpunkten Lehrziele, Einrichtungen und Lehrerqualifikation zurückgenommen ist.
Nach Auffassung des Verfassungsgebers reicht diese reduzierte Aufsicht aus, um ein
bestimmtes Unterrichtsniveau nach staatlichen Vorgaben zu garantieren. Meine These
ist nun: Wenn diese Schulaufsicht ausreicht und die Privatschulbestimmungen im
übrigen, wie wir gesehen haben, Grundsätze enthalten, die über das Privatschulwesen
auf das gesamte Schulwesen hinausweisen, dann kann auch die für die Schulen in freier
Trägerschaft vorgesehene und für ausreichend gehaltene Schulaufsicht auf das gesamte
Schulwesen übertragen werden. Schulaufsicht als Aufsicht darüber, daß Schulen in ihren
Bildungszielen, in ihren Einrichtungen und in der Ausbildung ihrer Lehrer nicht hinter
bestimmten gesetzlichen Vorgaben zurückstehen, besteht dann nicht mehr nur
gegenüber den Schulen in freier Trägerschaft, sondern gegenüber allen Schulen. In den
Wegen zu den Bildungszielen und in den Methoden sind die Schulen dann frei. Die
Dienstaufsicht über die Lehrer liegt immer noch beim jeweiligen Dienstherrn.
Nun höre ich schon den Einwand, daß mit einem solchen Vorschlag das Schulwesen
„privatisiert" werden solle. Das wäre ein voreiliges Mißverständnis. Denn das
Schulwesen bleibt öffentlich verantwortet, es bleibt unter staatlicher Schulaufsicht, und
das staatliche Schulwesen, immerhin der Komplex, den 95% der Schüler in der
Bundesrepublik besuchen13, bleibt staatlich getragen. Ledighch die Aufsicht wird auf
das Notwendige reduziert, die Einzelschule erhält mehr Autonomie. Dies trifft sich mit
den Vorschlägen sowohl des Deutschen Bildungsrates14 als auch des Deutschen
Juristentags.15 Zudem würde in einem solchen Modell auch eine andere Verfassungs¬
forderung verwirklicht: die grundsätzliche Gleichrangigkeit aller Träger im Schulwe-
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sen, die das Bundesverfassungsgericht aus der Privatschulgarantie ebenfalls abgeleitet
hat.16
Das eigenthche Hindernis beim Abbau von Schulverwaltung und Bürokratie im
Schulwesen bietet eine Institution, die primär nichts mit Pädagogik zu tun hat,
gleichwohl heute beträchthch ausgebaut ist: das Berechtigungswesen. Dieses ist nach
Auffassung des Bundesverfassungsgerichts eine „natürliche Aufgabe des Staates", die
im Schulbereich zusätzlich zur Schulaufsicht hinzutritt17; sie intensiviert die Schulauf¬
sicht und führt auch gegenüber Ersatzschulen zu einer über die Rechtsaufsicht
hinausgehenden Fachaufsicht.18 Das Berechtigungswesen wurde in seiner heutigen
totalitären Gestalt als Mangelverwaltung zur Zeit der Geltung des numerus clausus
ausgebaut und war zu diesem Zeitpunkt als Notmaßnahme noch verständlich; heute ist
es dabei, sich als Wert an sich zu emanzipieren. Selbstverständlich soll in der Schule
auch Leistung gefordert und bewertet werden; erbrachte oder nicht erbrachte Leistung
soll auch Konsequenzen haben. Diese Konsequenzen sind aber auf dem Wege, das
gesamte Schulehalten zu dominieren. In der erziehungswissenschafthchen Literatur
mehren sich die Stimmen, die die Fragwürdigkeit der Note als so weitreichendes
Beurteilungsinstrument, des Zeugnisses als genereller Leistungsausweis, der Objekti-
vierbarkeit der Leistungsbewertung als Maßstab von Prüflings- und Unterrichtsinhalten
nachweisen.19 Gleichwohl besteht eine merkwürdige Affinität zu der Vorstellung, daß
Gerechtigkeit nur dann gewährleistet sei, wenn unterschiedliche junge Menschen
gleichartige Leistungen zu erbringen haben, die dem einen mehr liegen als dem
anderen.20 Dies gipfelt darin, daß Schwierigkeiten, die Schüler bei der Anpassung an
den Leistungskanon haben, stilisiert werden zur Auseinandersetzung mit den angeb¬
lichen Anforderungen der Gesellschaft, die zur Lebenstüchtigkeit erziehen sollen. Es
ist schon eine merkwürdig asketische Lebensauffassung, die über ein fragwürdiges
Bewertungssystem fragwürdige Leistungen zum Nachweis der Lebenstüchtigkeit
erklärt.
Auch gegenüber Ersatzschulen hat das Berechtigungswesen zu einer Erweiterung der
Schulaufsicht im Sinne einer weitgehenden Fachaufsicht geführt21; von daher hat mein
aus der Privatschulaufsicht abgeleitetes Schulaufsichtsmodell einen entscheidenden
Schönheitsfehler: de facto bleibt die voll ausgebildete Fachaufsicht der derzeitigen
staatlichen Schulaufsicht auf dem Wege über das Berechtigungswesen voll erhalten.
Meines Erachtens liegt an dieser Stelle auch der Grund dafür, daß Diskussionen wie die
um die „erlaßfreie Schule"22, um die Autonomievorschläge des Deutschen Bildungs¬
rats23 und um die Neudefinition der Schulaufsicht durch den Deutschen Juristentag24
keine Konsequenzen gezeitigt haben; die säuberliche Trennung von Schulaufsicht
einerseits, Berechtigungswesen andererseits hat dazu geführt, daß die Diskussion um
eine Lockerung der Schulaufsicht einäugig gebheben ist. Ohne eine entschiedene
Reduktion des Berechtigungswesens auf einige Eckpunkte der Schullaufbahnen und
auf die Gleichwertigkeit, nicht Gleichartigkeit der Leistungsanforderungen bleibt eine
Diskussion um die Einschränkung des traditionellen Schulaufsichtsbegriffs ohnmäch¬
tig. Schulaufsicht ist heute wesenthch Kontrolle der Erfüllung des Berechtigungswe¬
sens, in dessen Dienst Fächerkanon, Stundentafeln und Lehrpläne stehen.25 Da alles
dies in Gesetzen, Verordnungen und Erlassen geregelt ist, fallen Fachaufsicht und
Rechtsaufsicht nahezu zusammen; eine Beschränkung der Schulaufsicht auf die
Rechtsaufsicht allein - ohne gleichzeitige Reduktion des Berechtigungswesens - würde
am Wesen der heutigen Schulaufsicht kaum etwas ändern.
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Ich glaube, es ist deuthch geworden, welche Tragweite eine Interpretation der
Schulaufsicht nach Art. 7 (1) GG am Maßstab dessen, was nach Art. 7 (4) GG von
Verfassungswegen als Schulaufsicht für Ersatzschulen für erforderlich, aber auch als
ausreichend angesehen wird, hat. Gute Schule im Sinne eines vielfältigen Schulwesens
kann sich nur entfalten, wenn ihr von seiten der Schulaufsicht Autonomie eingeräumt
wird; mit der Schulaufsicht muß aber zugleich das Berechtigungswesen reduziert
werden auf das Maß dessen, was erforderlich ist, um ein öffentlich verantwortetes
Niveau der Bildungsgänge auf der Basis der Gleichwertigkeit sicherzustellen.
b) Auf eine zweite Konsequenz des Verfassungsprinzips der Schulvielfalt möchte ich
hier eingehen, die üblicherweise im Zusammenhang mit der Verfassung des Schulwe¬
sens nur geringfügig ins Gespräch kommt: Es ist die Art und Weise, wie das Schulwesen
finanziert wird. „Wer zahlt, schafft an"; Politiker sprechen possessiv von „unserer"
Schule, wenn sie die staatliche meinen -im Gegensatz zu der anderen, der privaten. Das
Bewußtsein dessen, der für die Finanzierung der Schule sorgt, ist so groß, daß die
gemeinsame öffentliche Bildungsaufgabe aller Schulen26 dabei verdrängt wird.
Traditionell wird staatliche Schule in der Weise finanziert, daß der Staat die einzelnen
Schulen und die Schulverwaltung aus öffentlichen Mitteln trägt; der Staat, der die
Schulpflicht einführte, mußte letzten Endes Schule kostenlos anbieten, wenn er schon
der Jugend den Arbeitsverdienst entzog. Schulbildung sollte auch nicht nur den Kreisen
vorbehalten bleiben, die sie sich leisten konnten. Um die Schulgeldfreiheit einzuführen,
verfuhr der Staat des 19. Jahrhunderts ganz im Sinne des damaligen politischen
Bewußtseins: Da er die Zuständigkeit für das gemeine Wohl für sich in Anspruch nahm,
stellte er die erforderlichen Schulen dem Publikum zur Verfügung, so wie er auch die
Behörden zur Verfügung stellte. So ist es, in der deutschen Öffentlichkeit kaum
problematisiert, noch heute. Auch die Förderung der Ersatzschulen folgt diesem
Modell: Die Schulen erhalten einen Zuschuß aus öffentlichen Mitteln. Freilich sorgt
hier die vom Ersatzschulträger aufzubringende Eigenleistung, die ihrerseits wieder
wesentlich aus dem Schulgeld der Eltern besteht27, dafür, daß eine gewisse Abhängig¬
keit von Angebot und Nachfrage bestehen bleibt; besuchen zu wenige Schüler die
Schule, dann ist das Schulangebot entweder überflüssig oder unzureichend. Von diesem
Marktmechanismus sind staatliche Schulen grundsätzlich abgelöst.
Die beträchtlichen Schwierigkeiten, die das staatliche Schulwesen hat, z.B. in der
Anpassung an den Schülerschwund, sind Signale der Erstarrung des großen Apparats,
der längst eine Eigengesetzlichkeit ausgebildet hat. Unbehagen auch im Bereich der
Mitwirkung der Beteiligten an der Schule: Jede befriedigende Mitwirkung basiert auf
der prinzipiellen Gleichberechtigung der Partner; mit einer fremdgesteuerten Behörde
kann es strukturell zu keiner gedeihlichen Partizipation kommen.28
Eine Alternative zum gängigen Finanzierungsmodell bietet die Finanzierung des
Schülers. Nicht die Kosten der Schule, sondern die Kosten des Schülers werden
gedeckt; statt Institutionen-Finanzierung individuelle Finanzierung. In einigen Berei¬
chen, wo es nicht anders geht, ist die individuelle Förderung schon jetzt üblich: z. B. bei
der Eingliederungshilfe oder bei den Schülerfahrkosten. Bayern zahlt nicht nur
Zuschüsse an Ersatzschulen, sondern gewährt Schülern, die Ersatzschulen besuchen,
auch eine Schulgelderstattung.29 In den USA spricht man von voucher of education
(Bildungsgutschein)30, in der Bundesrepublik könnte man es Schulkindergeld nennen.
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Es muß nicht unbedingt, was verwaltungstechnisch ja sehr aufwendig wäre, Bargeld an
die Eltern gezahlt werden, das die Eltern dann bei der Schule ihrer Wahl wieder
abgeben; es würde reichen, wenn die Eltern einen Gutschein erhielten, den sie bei der
Schule ihrer Wahl abgebenwürden, die ihrerseits wieder die Gutscheine mit dem Staat
verrechnet.31 Wesentlich dabei ist, daß die Eltern bzw. die Schüler mit ihren Beiträgen
mindestens psychologisch etwas für die Existenz der Schule leisten. Sie sind nicht mehr
Benutzer, sondern Kunden, ja Mitträger. Die Schule sichert ihre Existenz durch
Attraktivität; die Tätigkeit des Lehrers erhält eine unternehmerische Dimension, die
ihn zugleich lebensnäher werden läßt. Schulen müßten über ihre Angebote informie¬
ren, die Eltern könnten durch Umschulung ihrer Kinder einflußreicher auf Bildungs¬
angebote Einfluß nehmen. Die Identifikation der Beteiligten mit „ihrer" Schule würde
gestärkt. Das mag sich zunächst schrecklich anhören, ist aber der Alltag an den Schulen
in freier Trägerschaft und tut der Quahtät dieser Schulen keinen Abbruch. Unsere
Verfassung konzipiert das Bild einer pluralistischen Gesellschaft mit hohen individu¬
ellen Rechten des einzelnen. Ein System, mit dem der einzelne für die Finanzierung
seiner Schule sorgt, entspricht daher im besonderen Maße der freiheitlich demokrati¬
schen Grundordnung.32
Soweit dieses Modell bisher in der Bundesrepublik überhaupt diskutiert worden ist,
lautet das Hauptgegenargument: Schule werde kommerzialisiert, die Chancengleich¬
heit der Schüler werde infragegestellt.33 Auch hier greift die Gegenargumentation zu
kurz. Denn es bleibt bei der öffentlichen Verantwortung der Lehrziele und Inhalte, es
bleibt bei der staatlichen Aufsicht und bei einem gleichwertigen Schulniveau, es bleibt
bei der Möglichkeit, Schule ohne Rücksicht auf die Vermögensverhältnisse zu
besuchen, es bleibt beim Anspruch des Schülers auf einen ihm gemäßen Schulplatz.
Neu wäre allerdings, daß Schule stärker als bisher auf die Bedürfnisse der Schüler
eingehen müßte. Gerade aber damit trüge das System dazu bei, Schule zur guten Schule
im Sinne der Verfassung werden zu lassen, zu einer Schule, die sich zur Aufgabe macht,
jeden Schüler nach seinen Fähigkeiten und Neigungen zu entfalten. Zudem wäre die auch
jetzt praktizierte Möglichkeit nicht ausgeschlossen, daß der Staat besonders förde¬
rungswürdige Angebote zusätzlich finanziell unterstützen könnte.
Ähnlich wie im Bereich einer Reduktion der Schulaufsicht gibt es auch im Bereich der
Finanzierung einen Faktor, der nichts mit Pädagogik zu tun hat und dennoch
bestimmend auf die Strukturen unserer Schulverfassung einwirkt. In diesem Fall ist es
die Beamtenqualität der Lehrer. Schulvielfalt und Flexibilität der Schule gegenüber den
Bedürfnissen der umliegenden Population bedürften auch einer gewissen Flexibilität
der Anstellungsverhältnisse der Lehrer. Kippen wir das Kind nicht mit dem Bade aus:
Es ist nicht gesagt, daß Schulvielfalt von der Aufhebung der Beamtung der Lehrer
abhinge; daß aber gewisse Elemente des Beamtenrechts (z.B. die Schwierigkeit einer
Versetzung oderUmsetzung) die Flexibilität der Schule durchaus behindern, muß nicht
ausführlich begründet werden. Auch in der Frage des Finanzierungsmodells stoßen wir
also auf einen sensiblen Punkt der Schulverfassung. Gute Schule ist auch davon
abhängig, wie sie finanziert wird und ob die Finanzierung Ausdruck unserer freiheitlich
demokratischen Grundordnung ist. Im Zusammenhang damit sollte über ein Beamten¬
oder Angestelltenrecht eigener Art für Lehrer nachgedacht werden.
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III.
Mit Recht werden Sie mir entgegenhalten, daß ich mit meinen Vorschlägen für eine
Reform der Schulverfassung gelegentlich den Bereich des Visionären, Utopischen
gestreift habe. Es ist ein Charakteristikum unseres durch Jahrhunderte gewachsenen,
im letzten Jahrhundert entscheidend geprägten Schulwesens, daß seine Elemente eng
miteinander verflochten sind. Dieser Organismus von Bedingungen, die sich gegensei¬
tig verstärken, ist zunehmend erstarrt und läßt erforderliche Ergänzungen nur noch
dort zu, wo sie in das vorhandene System passen. Das Schicksal der Gesamtschule ist ein
Beispiel dafür, welche bescheidenen Möglichkeiten in diesem System auch bei größter
politischer Anstrengung noch angelegt sind, um Modellen den nötigen Freiraum zu
lassen. Das Bemühen der KMK um einheitliche Prüfungsanforderungen zu einem
Zeitpunkt, wo der numerus clausus aufgegeben wird, spricht für das Festhalten an
einmal für notwendig gehaltenen Handlungsweisen auch dann, wenn keine Notwen¬
digkeit mehr vorliegt. Die Randständigkeit der Mitwirkung der Beteiligten in der
Schule ist der staatlich gelenkten Hermetik zuzuschreiben, die ein solch altes System
entwickelt. Eine Reform der Schulverfassung aus eigenen Kräften ist selbst dann
unwahrscheinlich, wenn unsere Verfassung eine ganz anders geartete Verfassung des
Schulwesens vorsähe. Bei diesem Stand der Dinge erhalten Vision und Utopie eine
Funktion: Indem ich ein in der Verfassung begründetes denkbares Modell einer
Schulverfassung vor Augen führe, verlängere ich die Gedankenlinie, die mit Schlei¬
ermacher und Dörpfeld beginnt und nach dem Zusammenbruch mit dem Deutschen
Ausschuß für das Erziehungs- und Bildungswesen, dem Deutschen Bildungsrat und
dem Deutschen Juristentag fortgesetzt wurde. Das BUdungswesen kann nur durch
Bewußtseinsbildung verändert werden. An einem Versuch solcher Bewußtseinsbildung
haben Sie soeben teilgenommen.
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